Gegenvorschlag zur Abzocker-Initiative
Das Übel an der Wurzel packen

Die überhöhten Managersaläre und Boni-Exzesse bergen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Zündstoff. Die Banken- und Wirtschaftskrise hat die Situation noch verschärft. Für Travail.Suisse muss ein Gegenvorschlag zur Abzocker-Initiative das Übel an der Wurzel packen. Das bedingt, dass nicht  nur die Aktionäre, sondern auch die Mitarbeitenden gestärkt werden. Travail.Suisse, der unabhängige Dachverband der Arbeitnehmenden, fordert deshalb eine angemessene Personalvertretung im Verwaltungsrat.
Eine Langzeitstudie von Travail.Suisse zeigt, dass die Vergütungen der Geschäftsleitungsmitglieder von 27 untersuchten Unternehmen in der Schweiz zwischen 2002 und 2008 zehnmal stärker gestiegen sind als die durchschnittlichen Löhne der Arbeitnehmenden. Diese Entwicklung birgt, insbesondere auch zusammen mit der Bankenkrise und den milliardenschweren staatlichen Rettungspaketen, erheblichen gesellschaftlichen Zündstoff und gefährdet das wirtschaftliche Erfolgsmodell Schweiz. Das Vertrauen in die „Wirtschaft“ ist massiv gesunken und damit sind auch die Leistungsbereitschaft der Arbeitnehmenden und die tiefe gesetzliche Regulierungsdichte in der Lohngestaltung gefährdet. Beides sind zentrale Pfeiler des wirtschaftlichen Erfolgs der Schweiz.

1.
Abzocker-Initiative greift Unbehagen auf
Mit der Initiative gegen die Abzockerei steht heute ein Vorschlag im Raum, der das Unverständnis in der Bevölkerung über die hohen Managersaläre und die Boni-Exzesse aufnimmt. Dieses Unverständnis hat sich durch die Bankenkrise und die immensen staatlichen Rettungspakete noch verstärkt. Gemäss Umfragen stimmen 75 Prozent der Stimmbürger und Stimmbürgerinnen der Initiative zu.

Travail.Suisse hat die Abzocker-Initiative von Anfang an ideell unterstützt. Gleichzeitig hat Travail.Suisse aber eigene Forderungen in die Revision des Aktienrechts eingebracht, die als indirekter Gegenvorschlag vorgesehen war. Dabei war für Travail.Suisse immer klar, dass in einem Gegenvorschlag Lösungen gefunden werden müssen, die die unerwünschten gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Folgen der Vergütungsentwicklung in den Verwaltungsräten und Geschäftsleitungen wirksam reduzieren. 
Dazu ist jedoch ein Gegenvorschlag nötig, der nicht nur eine abgeschwächte Version der Abzocker-Initiative darstellt. Vielmehr muss in einem Gegenvorschlag die Stärkung der Aktionäre, wie sie auch die Abzocker-Initiative vorsieht, mit einer Stärkung der Mitarbeitenden verbunden werden. Denn nur so kann es gelingen, das Übel an der Wurzel zu packen und das angeschlagene Vertrauen der Bevölkerung in die Wirtschaft und deren „Elite“ wieder zu vergrössern.
2.
Aktionäre stärken reicht nicht

Die Abzocker-Initiative und die bisherigen Vorschläge für einen Gegenvorschlag setzen darauf, die Rechte der Aktionäre zu stärken. Dafür sehen sie unter anderem vor, dass die Generalversammlung über die Löhne der Verwaltungsratsmitglieder und teilweise auch über jene der Geschäftsleitungsmitglieder abstimmen kann und dass die Amtsdauer der Verwaltungsräte verkürzt wird. 
Diese Stärkung der Aktionäre geht zwar in die richtige Richtung. Sie allein reicht aber nicht aus, um die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Probleme im Zusammenhang mit explodierenden Managersalären und Boni-Exzessen zu bewältigen. Denn bei den börsenkotierten und international tätigen Firmen sind die Aktionäre oft die Treiber der Exzesse. Die wichtigen Aktionäre sind nämlich nicht „vernünftige“ Einzelpersonen oder Pensionskassen, sondern Investmentbanken, Beteiligungsgesellschaften oder Hegdefonds. Und gerade diese Akteure der Finanzindustrie stehen am Ursprung der heutigen Problematik rund um die überhöhten Managersaläre und Boni-Exzesse:

· Es waren die Investmentbanken etc., die mit dem Ziel exorbitanter Eigenkapitalrenditen die Unternehmen der übrigen Wirtschaft zur totalen Ausrichtung auf die kurzfristige Gewinnmaximierung gezwungen haben. Und erst die Ausrichtung auf diese kurzfristigen und rein finanziellen Aspekte des Unternehmens hat der Boni-Kultur zum Durchbruch verholfen. Denn diese ist auf klare, kurzfristige und einfache Messgrössen für den „Erfolg“ eines Unternehmens, einer Produktionsstätte oder einer Abteilung angewiesen.
· Und es waren die gleichen Akteure der Finanzindustrie, die seit langem ausgebaute Boni-Systeme mit sehr hohen Vergütungen pflegten. Diese Boni-Systeme und die hohen Vergütungen sind dann bei den Schweizer Grossbanken in den 90er Jahren durch die Übernahme der amerikanischen Investementbanken „eingeschleppt“ worden (siehe NZZ am 24. 01. 2009) und haben danach weitere Grossunternehmen „infiziert“.
Kurz: Gewinn erzielen war nicht mehr genug, sondern ein möglichst schneller und möglichst hoher Gewinn musste her. Als Folge davon wurden die langfristigen und nicht direkten finanziellen Auswirkungen des eigenen Handelns – wie zum Beispiel der Vertrauensverlust von Bevölkerung und Politik – je länger je mehr vernachlässigt. Wenn diese Probleme, die heute die wirtschaftliche Prosperität der Schweiz gefährden, angegangen werden sollen, dann braucht es mehr als eine Stärkung der Aktionäre. 
3.
Mitarbeitende stärken mit Personalvertretung im Verwaltungsrat

Um das Problem an der Wurzel zu packen, müssen wir vom Bild des Unternehmens als reine Gewinnmaximierungsmaschine wegkommen. Gewinn erzielen ist ein notwendiges Ziel für jedes Unternehmen, den kurzfristigen Gewinn zu maximieren ist es aber nicht. Unternehmen sind soziale Systeme in einem gesellschaftlichen und politischen Umfeld. Dieses Verständnis von einem Unternehmen steht sowohl der reinen Gewinnmaximierung als auch den heutigen Vergütungssystemen entgegen. Ein Schritt in diese Richtung kann mit einer Stärkung der Mitarbeitenden durch eine angemessenen Personalvertretung im Verwaltungsrat erreicht werden. 
Die Mitarbeitenden sind ein zentraler Faktor für die Unternehmen. Allein daraus liessen sich bereits Ansprüche auf Mitbestimmung begründen. Im Hinblick auf die Überwindung der Fehlentwicklungen der letzten Jahre ist ihre Einbindung im Verwaltungsrat von besonderer Bedeutung. Das Hauptinteresse der Mitarbeitenden ist der langfristige Erfolg und das Überleben des Unternehmens. Nur dies sichert ihnen den Arbeitsplatz, das Einkommen, die soziale Sicherheit und die gesellschaftliche Integration. Die Einbindung der Mitarbeitenden stärkt im Verwaltungsrat die Berücksichtigung gesellschaftlicher Interessen, die Ausrichtung auf die lange Frist und bindet  die kurzfristige Gewinnmaximierung zurück. Und trägt so dazu bei, wieder mehr Vertrauen zwischen Unternehmen und Gesellschaft zu schaffen.
Zudem trägt eine angemessene Personalvertretung im Verwaltungsrat auch direkt zur gesellschaftlichen Akzeptabilität von Vergütungen des Managements bei. Anstatt mit hoher Regulierungsdichte und staatlicher Kontrolle die Saläre von Geschäftsleitungsmitgliedern zu begrenzen, kann mit einer Personalvertretung im Verwaltungsrat ein sozialpartnerschaftliches Korrektiv aufgebaut werden. Die Beteiligung der Mitarbeitenden verhindert, dass die Vergütungssysteme ausschliesslich von den „Betroffenen“ selbst festgelegt werden. Sie stellt sicher, dass auch die Lohnentwicklung der übrigen Belegschaft nicht vergessen geht und ermöglicht auf Branchen und einzelne Unternehmen zugeschnittene Vergütungssysteme.

4.
Schlussfolgerungen

Aufgrund dieser Überlegungen kommt Travail.Suisse zu folgenden Schlussfolgerungen in Bezug auf einen Gegenvorschlag zur Abzocker-Initiative: 
· Für Travail.Suisse ist die Abzocker-Initiative und die Stärkung der Aktionäre ein Schritt in die richtige Richtung. Eine Annahme an der Urne wäre ein starkes Signal gegen die überhöhten Managersaläre und die Boni-Exzesse. 
· Unserer Ansicht nach reicht aber die Stärkung der Aktionäre eigentlich nicht aus, um das Übel an der Wurzel zu packen. Dies gelingt nur, wenn Unternehmen nicht mehr als reine Gewinnmaximierungsmaschinen, sondern als soziale Systeme in einem gesellschaftlichen und politischen Umfeld wahrgenommen werden. 
· Ein wichtiger Schritt in diese Richtung wäre ein verstärkter Einbezug der Mitarbeitenden durch eine angemessene Personalvertretung im Verwaltungsrat.

· Travail.Suisse fordert deshalb, dass mit dem Gegenvorschlag zur Abzocker-Initiative eine Personalvertretung im Verwaltungsrat im Umfang von einem Drittel der Verwaltungsratsmitglieder eingeführt wird.

Jetzt sind die bürgerlichen Parteien und die Wirtschaftsverbände gefordert. Sie müssen zeigen, dass sie den Neustart nach der Krise wirklich wollen. Dazu muss der Kapitalismus weder überwunden noch neu erfunden werden. Aber mutige Schritte sind nötig. Nur so lässt sich das zerstörte Vertrauen der Bevölkerung wieder zurückgewinnen.

